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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Recherche médicale

2001 hatte der Bundesrat dem Parlament zwei Übereinkommen des Europarats zur
Genehmigung vorgelegt, einerseits das Übereinkommen über Menschenrechte und
Biomedizin von 1997 und andererseits das erste Zusatzprotokoll dazu, welches das
Klonen menschlicher Lebewesen verbietet. Mit der Konvention liegt erstmals ein
eigenständiges Übereinkommen zur Biomedizin auf internationaler Ebene vor. Es
handelt sich um ein Kernübereinkommen, das nur die wichtigsten Grundsätze enthält.
Zusatzprotokolle sollen einzelne Bereiche näher regeln. Jeder Staat bleibt zudem frei,
im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin über die Konvention
hinausgehende Schutzbestimmungen aufzustellen. 2002 hatten die Kammern die
Behandlung des Übereinkommens und des Zusatzprotokolls bis zum Abschluss
laufender Gesetzgebungsprozesse im Bereich von Transplantations- und
Fortpflanzungsmedizin sistiert. 

Im Nationalrat, der die Abkommen in der Herbstsession des Berichtsjahres als erster
behandelte, beantragte eine Kommissionsminderheit um Graf (gp, BL), die
Verhandlungen erneut bis zum Vorliegen des Verfassungsartikels und des geplanten
Gesetzes über die Forschung am Menschen auszusetzen. Sie kritisierte zudem das zu
geringe Schutzniveau der Konvention, welches fremdnützige Forschung an nicht
einwilligungsfähigen Menschen, wie Kindern, Demenzkranken oder schwer behinderten
Menschen rechtsverbindlich erlaube, weshalb sie gleichzeitig einen Antrag auf
Nichteintreten stellte. Unterstützung fand sie in der eigenen Fraktion sowie bei Teilen
der SP, die sich mehrheitlich aber doch, wenn auch ohne Begeisterung, für die
Ratifikation aussprach. Die Fraktionen von FDP, CVP und SVP unterstützten die
Vorlagen. Der Nationalrat lehnte schliesslich eine Sistierung der Beratung mit 121 zu 27
Stimmen ab und trat mit 120 zu 19 Stimmen auf das Geschäft ein. In der
Gesamtabstimmung genehmigte er mit 121 zu 17 Stimmen (geschlossene GP und EVP) bei
13 Enthaltungen das europäische Biomedizin-Übereinkommen, allerdings mit zwei
Vorbehalten aufgrund des Transplantationsgesetzes, wo die Schweizer Regelung
weniger streng ist, und gab gleichzeitig dem Bundesrat die Ermächtigung für die
Ratifizierung. Das Zusatzprotokoll über das Verbot des Klonens menschlicher
Lebewesen nahm der Rat mit 144 zu 3 Stimmen an. Der Ständerat fügte einen weiteren
Vorbehalt an, welcher es erlaubt, bis zum Vorliegen des revidierten
Erwachsenenschutzrechtes in Bezug auf entscheidungsunfähige Personen nicht nur die
Bestimmungen des Übereinkommens in Anwendung zu bringen, sondern auch jene, die
einzelne Kantone haben; in der Gesamtabstimmung genehmigt er beide Abkommen
einstimmig. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.12.2007
MARIANNE BENTELI

Die im Vorjahr verbliebenen Differenzen beim Übereinkommen über Menschenrechte
und Biomedizin zwischen den Räten konnten im Berichtsjahr überwunden werden,
indem sich der Nationalrat den Änderungen des Ständerates anschloss. Der Vorbehalt
des Ständerates erlaubte es, bis zum Vorliegen des Erwachsenenschutzgesetzes in
Bezug auf entscheidungsunfähige Personen, nicht nur die Bestimmungen des
Übereinkommens in Anwendung zu bringen, sondern auch jene, die einzelne Kantone
haben. Im Anschluss nahm der Nationalrat das Übereinkommen mit 168 zu 22 Stimmen
und der Ständerat einstimmig an. Auch das Zusatzprotokoll nahmen beide Räte
einstimmig an. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.03.2008
LINDA ROHRER

1) AB NR, 2007, S. 1629 ff.; AB SR, 2007, S. 1053 ff.
2) AB NR, 2008, S. 118 f. und 481 f.; AB SR, 2008, S. 206.
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